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Vorwort

Sehr geehrte Mitglieder,

mit einem Zitat von Richard von Weizsäcker möchten 
wir die Worte an Sie beginnen:
„Die Freiheit ist kein Geschenk, von dem man billig leben 
kann, sondern Chance und Verantwortung.”
 
Noch vor wenigen Wochen hätte keiner gedacht, 
dass die Grundlage unserer Lebensqualität, die uns 
so selbstverständlich erschien, abhandenkommen 
könnte. Jetzt vermissen wir unsere Freiheit nicht nur 
in Bezug auf die wegfallenden Urlaubsreisen, sondern 
vor allem und ständig im täglichen Leben. Dieses ist 
plötzlich beschwerlich und unbequem geworden 
und viele der Dinge, die wir in unserer sonst so knapp 
bemessenen Freizeit genossen haben, sind unmöglich. 
Wie oft haben wir uns beschwert über den täglichen 
Arbeitsstress, jetzt vermissen wir die Strukturen in 
unserem Leben. Die Beziehungen in der Familie und zu 
Freunden gewinnen enorm an Bedeutung, haben wir 
diese doch auch oft vernachlässigt. Verantwortung für 
das eigene Tun und Lassen, für Sinn und Gestaltung 
des Lebens zu übernehmen, ist anstrengend. Unser 
bisher gewohnter Alltag ist aus den Fugen geraten und 
wir sind mehr denn je auf uns selbst und unser Zuhau-
se angewiesen. 

Auch unsere Mitarbeiter sind persönlich und familiär 
von der momentanen Situation betroffen. Dennoch 
sind und bleiben wir für Sie und alle Ihre Anliegen rund 
um Ihr Zuhause da. 

Trotz der Probleme und neuen Herausforderungen, 
die mit der momentanen Situation einhergehen, wol-
len wir Sie in gewohnter Form über den wirtschaftli-
chen Verlauf des vergangenen Jahres informieren und 
Ihnen einen Ausblick über die Projekte des laufenden 
Geschäftsjahres geben. 
Das Geschäftsjahr 2019 ist aus wirtschaftlicher Sicht 
planmäßig verlaufen. Alle unsere Vorhaben konnten 
realisiert werden und unter dem Jahresabschluss 
steht für die Genossenschaft ein positives Ergebnis. 
Das ist nicht zuletzt den vielen einheimischen  
Firmen zu verdanken, mit denen wir seit vielen Jahren 
vertrauensvoll und erfolgreich zusammenarbeiten. 
Dass die Genossenschaft damit auf einer soliden wirt-
schaftlichen und finanziellen Basis steht, macht uns 
stolz und lässt uns zuversichtlich der kommenden Zeit 
entgegensehen. 

Außerhalb der wirtschaftlichen Aufgaben standen 
eine ganze Reihe von verschiedenen Veranstaltungen 
mit und für unsere Mitglieder und Mieter auf unserem 
Plan. So gab es den Treppenhauslauf in der zweiten 
Auflage und das sehr gut angenommene Hofkonzert 
bereits schon zum dritten Mal. Ganz neu hingegen 
war unser Herbstfest, das nur für unsere Mieter und in 
Zusammenhang mit einer organisierten Wanderung 
veranstaltet wurde. Aus unserer Sicht war das eine 
sehr schöne und gelungene Veranstaltung.
Natürlich hatten wir auch für dieses Jahr eine Menge 
solcher Veranstaltungen geplant, aber leider zwingen 
uns die derzeitigen Umstände, diese auf unbestimmte 
Zeit zu verschieben.

Erstmalig in diesem Jahr wird es zur gewohnten Zeit 
im Juni keine Vertreterversammlung geben. Der Ge-
setzgeber hat beschlossen, dass abweichend vom § 48 
Abs.1 GenG der Jahresabschluss durch den Aufsichts-
rat festgestellt werden kann. Damit ist die Auszahlung 
der Auseinandersetzungsguthaben fristgemäß bis 
zum 30.06.2020 gewährleistet. Momentan gehen wir 
davon aus, dass die Vertreterversammlung im zweiten 
Halbjahr nachgeholt werden kann. Jedoch bleibt die 
weitere Entwicklung abzuwarten. Wir werden die Ver-
treter in jedem Fall rechtzeitig über den Zeitpunkt der 
nächsten Versammlung informieren. 

Auf den nächsten Seiten haben wir das Wichtigste aus 
dem vergangenen Jahr zusammengefasst und geben 
einen Ausblick auf die geplanten Maßnahmen des 
laufenden Jahres. 
Wir hoffen, dass Sie sich die Zeit für die nächsten Sei-
ten nehmen und möchten uns an dieser Stelle für Ihr 
Interesse bedanken.
Ein Dankeschön geht auch an unsere Vertreter für Ihre 
Mitarbeit, an die Mitglieder des Aufsichtsrats, die uns 
immer unterstützend zur Seite stehen sowie an alle 
unsere Mitarbeiter für ihr tägliches Engagement. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen und bleiben 
Sie gesund.

Freundliche Grüße

Carolin Wolf Günter Schneider
Vorstandsvorsitzende Vorstand 
 Wohnungswirtschaft   
 und Technik
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Lagebericht für das Geschäftsjahr 2019

I. Grundlagen des Unternehmens
 
1. Geschäftsmodell

Die AWG WOHNUNGSGENOSSENSCHAFT PLAUEN eG 
ist eine Genossenschaft mittlerer Größe und hat ihren 
Sitz in Plauen. Neben unseren derzeit 4.510 Wohnun-
gen bewirtschaften wir noch zahlreiche Stellplätze, 
Garagen und einige Gewerbeeinheiten. Unsere Aufga-
be sehen wir in einer zeitgemäßen, sicheren und sozial 
verantwortbaren Wohnungsversorgung für unsere 
Mitglieder. Dafür modernisieren wir jährlich unsere 
Bestände, passen Wohnraum an sich verändernde 
Ansprüche an und investieren in die technische Aus-
stattung unserer Gebäude. Durch unsere zahlreichen 
Investitionsmaßnahmen sind wir verlässlicher Partner 
der lokalen Wirtschaft und mit einer serviceorientier-
ten Verwaltung sichern wir die kundennahe Betreuung 
unserer Mitglieder und Mieter. Für die nächsten Jahre 
ist es unser Ziel, die bisherigen Aufgaben weiter zu 
führen und die gute wirtschaftliche Lage der Genos-
senschaft zu erhalten.

II. Wirtschaftsbericht

1. Gesamtwirtschaftliche branchenbezogene 
 Rahmenbedingungen

Der bereits seit fast einem Jahrzehnt anhaltende Auf-
schwung der Deutschen Wirtschaft hat im Jahr 2019 
deutlich an Dynamik verloren. Dies wird angesichts 
des preisbereinigten Anstiegs des Bruttoinlandspro-
dukts in Höhe von nur noch 0,6 Prozent für 2019 (nach 
1,5 Prozent im Jahr 2018) deutlich. Vor allem im verar-
beitenden Gewerbe lassen sich deutliche Tendenzen 
eines Abschwungs erkennen. Damit kann sich auch die 
Bundesrepublik Deutschland der globalen konjunk-
turellen Abkühlung nicht entziehen. Erschwerend 
wirken derzeit vor allem die außenwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen und die zunehmende Eskalation 
von Handelsabkommen. Die deutsche Wirtschaft steht 
derzeit vor der großen strukturellen Herausforderung. 
Dabei geht es vor allem darum, sich einen Anteil an 
der zunehmenden digitalen Wertschöpfung zu sichern 
und den Umbruch in eine neue Klimapolitik zu meis-
tern. 

Im Jahr 2019 setzte die Europäische Zentralbank Ihre 
lockere Geldpolitik fort, obwohl das Nettoankaufpro-
gramm (Asset Purchase Programme APP) zum Jahres-
ende 2018 eingestellt wurde. 
Bis dahin hatte die EZB bereits Vermögensgegenstän-
de im Gegenwert von über 2.500 Mrd. EUR erworben. 
Aufgrund der sich eintrübenden Konjunkturaussichten 
und der damit einhergehenden schwächeren Inflati-
onserwartung beschloss der EZB-Rat bereits in der 
ersten Jahreshälfte die sog. „Forward Guidance” und 
verlängerte somit die den zu erwartenden Zeitraum 
bis zur nächsten Zinserhöhung. Zunächst zeitlich 
begrenzt gilt diese inzwischen so lange, bis sich die 
Inflationserwartung deutlich dem langfristigen Ziel 
von knapp unter 2 Prozent nähert. Seit September 
2019 beträgt der Einlagezins bei der EZB –0,5 Prozent 
(vorher –0,4 Prozent). Es ist damit zu rechnen, dass 
sich mittelfristig auch die Einlagenzinsen der Kreditin-
stitute für Unternehmen und (vermögende) Privatkun-
den diesem Niveau nähern. Die Inflationsrate für das 
Kalenderjahr 2019 lag mit 1,5 Prozent etwas unterhalb 
des langfristigen Ziels.

Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Erwerbs-
tätigen hat sich nach Angaben der Bundesagentur 
für Arbeit gegenüber dem Vorjahr nochmals um ca. 
537.000 auf insgesamt 33,407 Mio. erhöht. Der stärkste 
Zuwachs der Erwerbstätigkeit ergab sich im sozia-
len Bereich (Gesundheitswesen +77.000; Pflege und 
Soziales +58.000). Im Branchenvergleich der höchsten 
Zuwächse an sozialversicherungspflichtigen Erwerbs-
tätigen belegte das Baugewerbe mit einem Plus von 
42.000 sozialversicherungspflichtig Rang 7. Einzig im 
Bereich der Arbeitnehmerüberlassung war ein Rück-
gang der Erwerbstätigen um 80.000 zu verzeichnen. 
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen ging mit deut-
lich geringeren Raten auf einen Wert von 5,0 Prozent 
zurück. Angesichts der niedrigen Arbeitslosenzahlen 
lassen sich bundesweit Engpässe bei der Versorgung 
der Unternehmen mit Fachkräften erkennen, die in 
einigen Branchen bereits zu Rückgängen der Produk-
tivität führen.

Entwicklung im Freistaat Sachsen 

Im Freistaat Sachsen leben reichlich 4 Mio. Menschen. 
Ausgehend von 4,078 Mio. Einwohnern zum 31.12.2018 
(letzter Datenstand) geht die 6. Rationalisierte Bevöl-
kerungsprognose davon aus, dass diese Zahl kontinu-
ierlich und langsam sinken wird und im Jahr 2025 oder 
2030 die 4 Mio.-Grenze unterschreitet. 
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Die Wohnungsmärkte im Freistaat Sachsen sind 
weiterhin sehr heterogen und von diametral entge-
gengesetzten Entwicklungen gekennzeichnet. Auf der 
einen Seite können die beiden Städte Dresden und 
Leipzig weiterhin Wachstum verzeichnen. Mit 563.011 
Einwohnern konnte Dresden im Jahr 2019 knapp 2.400 
Einwohner gewinnen. In der Stadt Leipzig wurde ein 
Zuwachs der Einwohnerzahl um reichlich 5.000 Ein-
wohner auf 606.959 registriert. Gleichwohl lässt sich 
in beiden Großstädten erkennen, dass die Bevölke-
rungszuwächse pro Jahr deutlich zurückgehen. Der 
restliche Freistaat ist überwiegend von Schrumpfung 
gekennzeichnet. Diese ergibt sich vor allem auf Basis 
der natürlichen Bevölkerungsveränderung (d. h. des 
Überschusses der Sterbefälle gegenüber der Zahl 
der Geburten. In den Suburbanisierungsräumen um 
die großen Städte lassen sich in den letzten Jahren 
zunehmend positive Wanderungssalden erkennen. 
Im restlichen Gebiet des Freistaats spielt die Bevölke-
rungsveränderung durch Wanderungsbewegungen 
eine eher untergeordnete Rolle. Eine Ausnahme bilden 
einige Ankerstädte im ländlichen Raum, die zu Lasten 
der Gemeinden im Umland leichte Wanderungsüber-
schüsse verzeichnen können. 

Der Trend schrumpfender Gemeinden und Regionen 
geht einher mit einem deutlichen Anstieg des Durch-
schnittsalters der Bevölkerung. Sowohl die Zahl der 
über 65-jährigen, als auch die Zahl der über 80-jähri-
gen nimmt in fast allen Landkreisen zu. 

Die Entwicklung der Teilmärkte in Sachsen spiegelt 
sich auch in den Leerstands- und Mietentwicklungen 
wider. Landesweit liegt der Leerstand bei knapp 11 
Prozent, wobei der in den letzten Jahren wieder leicht 
zugenommen hat. Innerhalb dieser Durchschnitts-
betrachtung ergibt sich eine hohe Varianz. Während 
die Leerstände in den beiden Großstädten Dresden 
und Leipzig je nach Quelle mit zwischen 2 und 7 % 
angegeben werden, verzeichnen einige Gemeinden in 
Ostsachsen, dem Vogtland oder dem Zwickauer Raum 
Leerstände von zum Teil über 20 Prozent. Im We-
sentlichen negativ korreliert zum Leerstand sind die 
Miethöhen. Während die Angebotsmieten im Median 
in Dresden bei 7,50 EUR je Quadratmeter und in Leip-
zig bei 6,79 EUR je Quadratmeter liegen, weisen weite 
Teile des Landes Mieten von zum Teil deutlich unter 
5 EUR je Quadratmeter aus.

Seit Anfang 2020 hat sich das Coronavirus (COVID-19) 
weltweit ausgebreitet. Auch in Deutschland hat die 
Pandemie seit Februar 2020 zu deutlichen Einschnit-
ten sowohl im sozialen als auch im Wirtschaftsleben 
geführt. Von einer Eintrübung der gesamtwirtschaftli-
chen Lage ist daher auszugehen. Die Geschwindigkeit 
der Entwicklung macht es schwierig, die Auswir-
kungen zuverlässig einzuschätzen; es ist jedoch mit 
Risiken für den zukünftigen Geschäftsverlauf der 
Genossenschaft zu rechnen.

2. Geschäftsverlauf

Wie in den vergangenen Jahren wurden wir auch in 
2019 mit einer, durch erhebliches Überangebot von 
Wohnraum geprägten, schwierigen Marktsituation 
konfrontiert. Zusätzlich kann die Aufnahme neuer 
Mitglieder nicht die Anzahl an Kündigungen, die zum 
großen Teil altersbedingt sind, ausgleichen. 

Die fehlenden wirtschaftlichen Impulse sowie zu 
wenig vorhandene Weiterbildungs- und Studienmög-
lichkeiten in der Region sorgen zusammen mit der 
fortschreitenden Überalterung der Bevölkerung für 
sinkende Einwohnerzahlen in der Stadt Plauen und 
im Vogtlandkreis. Nach wie vor übersteigt die Zahl der 
Todesfälle die der Geburten.

Verhältnis Sterbefälle zu den Geburten

■   Freistaat Sachsen             ■   Vogtlandkreis

Diagramm 2: Entwicklung des Anteils der Sterbefälle an den
Geburten (Quelle: Statistisches Landesamt)

Dementsprechend spürbar waren in der Genossen-
schaft auch im vergangenen Jahr die Auswirkungen 
der demographischen Entwicklung. 
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Entwicklung des Anteils der Kündigungen aus Altersgründen

■   Anteil der Kündigungen aus Altersgründen

Diagramm 3: Entwicklung des Anteils der Kündigungen aus
Altersgründen (Quelle: eigene Daten)

Die Erhöhung des durchschnittlichen Alters unserer 
Mitglieder und Mieter wirkt sich natürlich auch auf 
die Erwartungen an den Wohnraum aus. Während wir 
einerseits um moderne und großzügige Wohnformen 
für junge Bewerber und Familien bemüht sind, dürfen 
wir anderseits die Anpassung der Gebäude und Woh-
nungen an die Bedürfnisse der älter werdenden Mieter 
nicht außer Acht lassen. Betrachtet man diese Auf-
gaben im Zusammenhang mit der seit vielen Jahren 
fast unverändert gebliebenen Miete, werden sie zur 
großen Herausforderung der Genossenschaft. Auch 
wir werden in den nächsten Jahren nicht umhinkom-
men, die Mieten moderat nach oben anzupassen, um 
unserem Anspruch an marktfähige Bestände und der 
wirtschaftlichen Stabilität der Genossenschaft gerecht 
zu werden.

3. Lage

a) Ertragslage

Der Jahresüberschuss (1.033 TEUR) ist im Wesentli-
chen aus der Hausbewirtschaftung entstanden. Das 
Ergebnis aus der Hausbewirtschaftung beträgt rd. 
920 TEUR (Vorjahr: Überschuss rd. 1.175 TEUR). Die 
Veränderung des Hausbewirtschaftungsergebnisses 
resultiert unter anderem aus den um rd. 164 TEUR 
gestiegenen Nettoerlösen, den rd. 15 TEUR geringeren 
sonstigen Erlösen, den gegenüber dem Vorjahr rd. 
69 TEUR höheren Abschreibungen, den um 133 TEUR 
geringeren Zinsaufwendungen für Darlehen und den 
um ca. 414 TEUR höheren Instandhaltungskosten.

Aus dem Wohnungsleerstand ergaben sich im Jahr 
2019 Belastungen aus Erlösschmälerungen von rd. 
1.414 TEUR und nicht umlagefähigen Betriebskosten 
von rd. 543 TEUR. Die momentane Zinsbelastung 
beträgt 4,6 Prozent der Nettokaltmiete für Wohnun-
gen. Die Belastung durch Zinsen in den kommenden 
Jahren wird sich durch die planmäßigen Tilgungsleis-
tungen weiter stetig verringern.

b) Finanzlage

Die Liquidität der Genossenschaft war im vergangen 
Geschäftsjahr stets gesichert. Auch für die kommen-
den Jahre gehen wir anhand der vorliegenden Planun-
gen von einer ausreichenden Liquidität aus.
 

Diagramm 4: 
Entwicklung der Zins- und 
Kapitaldienstquote
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Der Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit resultiert 
neben den Veränderungen bei den Geschäftsguthaben 
aus dem planmäßigen Tilgungsvolumen in Höhe von 
2.218 TEUR sowie den Zinsen für Darlehen in Höhe von 
523 TEUR.

Der Cashflow aus der Investitionstätigkeit ergibt sich 
im Wesentlichen aus den Aufwendungen für die Mo-

dernisierung des Immobilienbestandes (2.532 TEUR), 
den Baukosten für Außenanlagen (137 TEUR), den 
Anschaffungskosten für Software und sonstige Anlage-
güter (82 TEUR) sowie aus den erhaltenen Zinsen.

Für das Geschäftsjahr 2019 ergibt sich folgende verein-
fachte Kapitalflussrechnung:

 TEUR

Jahresüberschuss 1.033,4

Abschreibungen auf das Anlagevermögen 3.114,6

Ab- und Zuschreibungen Wertpapiere 8,7

Erträge aus Zuschreibung des AV – 104,4

Zinsen aus Bankguthaben – 148,3

Zinsaufwendungen 521,5

Buchgewinne/-verluste aus Anlagenabgängen – 1,0

Veränderung sonst. Aktiva und Passiva – 8,1

Cashflow aus lfd. Geschäftstätigkeit 4.416,4

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit – 2.809,9

Cashflow aus der Investitionstätigkeit – 2.839,0

zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestandes  – 1.232,5

Zu-/Abschreibungen auf Wertpapiere (Saldo)  95,7

Cashflow  – 1.136,8

Tabelle 1: Kapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr 2019

 31.12.2019 31.12.2018 31.12.2017
 TEUR TEUR TEUR

Vermögensstruktur 

langfristiger Bereich 109.312,1  109.674,1  109.131,1

kurzfristiger Bereich 17.785,4  18.859,2  20.526,6

Bilanzsumme Aktiva 127.097,5  128.533,3  129.657,7

Tabelle 2: Entwicklung der Vermögensstruktur

c) Vermögenslage

Die Vermögenslage ist durch einen angemessenen 
Eigenkapitalanteil gekennzeichnet. Die Eigenkapital-
quote zum 31.12.2019 beträgt 75,1 Prozent (Vorjahr 
73,5 Prozent).

Das langfristig gebundene Vermögen wird ausrei-
chend durch Eigenkapital und langfristige Fremdmit-
tel gedeckt. Die Entwicklung der letzten Jahre stellt 
sich wie folgt dar:
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Der Verschuldungsgrad des Anlagevermögens zum 
31.12.2019 beträgt 22,2 Prozent (im Vorjahr 24,2 

Prozent) die Verschuldung je m² Wohnfläche beträgt 
91,96 EUR (Vorjahr 100,47 EUR).

4. Finanzielle Leistungsindikatoren

a) Umsatzentwicklung /Geschäftsumfang

Die Genossenschaft bewirtschaftete im vergangenen 
Jahr im Durchschnitt 4.518 Wohnungen und 1.246 
sonstige Einheiten (Gewerbe, Garagen, Stellflächen).

Am Jahresende hatte die Genossenschaft 549 leerste-
hende Wohnungen. In den einzelnen Wohngebieten 
gab es zum Vorjahr jeweils nur geringe Veränderun-
gen.

Diagramm 6: 
Bestand und Leerstand 
nach Standorten
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Diagramm 5: 
Entwicklung des 
Verschuldungsgrades  2002 2008 2010 2014 2018
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 31.12.2019 31.12.2018 31.12.2017
 TEUR TEUR TEUR

Kapitalstruktur 

langfristiger Bereich 119.530,3  120.774,0  122.319,3

kurzfristiger Bereich 7.567,2  7.759,3  7.338,4

Bilanzsumme Passiva 127.097,5  128.533,3  129.657,7

Tabelle 3: Entwicklung der Kapitalstruktur
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Hinsichtlich der Wohnungsmieten ist Folgendes zu 
verzeichnen:

 2018 2019 Veränderung

Sollmieten der Wohnungen 12.413.850 EUR 12.497.911 EUR 84.061 EUR

Erlösschmälerungen bei Mieten – 1.388.008 EUR  – 1.336.357 EUR  51.651 EUR

Tabelle 4: Sollmieten Erlösschmälerungen im Vorjahresvergleich

 2017 2018 2019

Instandhaltungskosten / m² Wfl. 16,97 EUR 16,86 EUR 18,30 EUR

Instandhaltungsaufwand gesamt  4.620.596,92 EUR 5.091.305,94 EUR 5.426.493,84 EUR
( incl. Regiebetrieb)

davon Aufwand für Wohnungswechsel  2.539.646,49 EUR 2.832.161,13 EUR 3.070.145,56 EUR

nachträglicher Herstellungsaufwand  907.468,57 EUR  3.229.351,05 EUR 2.669.718,03 EUR

Anzahl modernisierter Wohnungen  261  273  230

Anzahl Balkonanbauten  40  39  12

Anzahl Aufzüge (zusätzlich)  1  3  4

Tabelle 5: Kosten und Maßnahmen im Vergleich zu den Vorjahren

b) Investitionen in den Bestand

Aus dem vorgegebenen Budget für Modernisierungs- 
und Instandhaltungsleistungen konnten im vergangen 
Jahr alle geplanten Maßnahmen, sowohl inhaltlich als 
auch zeitlich, realisiert werden. Auch die Fertigstel-
lung unseres Großprojektes an der Tischendorfstraße 
19–21 ist zusätzlich zu den geplanten Maßnahmen 

vollständig realisiert. An 2 Häusern wurden insgesamt 
12 Balkone angebaut. Vier Aufzüge wurden neu ein-
gebaut sowie zwei bestehende Anlagen modernisiert 
und dabei barrierefrei gestaltet. Vier Häuser erhielten 
neue Heizkessel, vier Fassaden wurden gereinigt 
und die Tischendorfstraße 19–21 erhielt neben der 
Dämmung eine moderne Fassade und neue, teilweise 
größere, Balkone.

Diagramm 7:  
Leerstandsquoten im 
Vergleich zum Vorjahr
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c) Mitgliederentwicklung

Die Anzahl unserer Mitglieder ist im Geschäftsjahr von 
4.215 auf 4.193 Mitglieder gesunken. Es gab 221 Zu-
gänge im Jahr 2019, darunter 185 Neuaufnahmen. Die 
Abgänge von insgesamt 243 beinhalten u. a. 148 Kün-
digungen, 41 Todesfälle und 3 Ausschlüsse. Aufgrund 
der demographischen Entwicklung und der Lage auf 
dem Wohnungs- sowie Arbeitsmarkt, rechnen wir 
in den nächsten Jahren wieder mit einem Rückgang 
unserer Mitglieder.

d) Entwicklung Personalbereich

Im Geschäftsjahr 2019 waren bei der Genossenschaft 
durchschnittlich 24 Personen (einschließlich Vorstand) 
im Verwaltungsbereich und 15 Personen im Bauhof 
beschäftigt. Im Verwaltungsbereich gab es zwei 
Auszubildende. Das Durchschnittsalter des Verwal-
tungspersonals liegt bei 45 Jahren, das der gewerblich 
Beschäftigten bei 49 Jahren. Alle Mitarbeiter bekom-
men kontinuierlich Zugang zu Schulungs- und Weiter-
bildungsmaßnahmen. 

e) Risikomanagement

Das bestehende Interne Kontrollsystem (IKS) umfasst 
systematisch gestaltete technische und organisato-
rische Maßnahmen und Kontrollen im Unternehmen 
zur Einhaltung von Richtlinien und zur Abwehr von 
Schäden, die durch das eigene Personal oder böswilli-
ge Dritte verursacht werden können. Mit der stetigen 
Anwendung des IKS im laufenden Arbeitsprozess soll 
die Funktionsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit von 
Geschäftsprozessen, die Einhaltung von betrieblichen 
Regelungen, die Zuverlässigkeit von Informationen 
und die Erhaltung des genossenschaftlichen Ver-
mögens sichergestellt werden. Um das IKS in einer 
zuverlässig funktionierenden Form zu erhalten, sind 
neben dem Vorstand die Leitungsmitglieder und auch 
die Mitarbeiter aller Ebenen in die Prozesse der An-
wendungen, Kontrollen und stetigen Anpassungen an 
die betrieblichen Erfordernisse eingebunden. Neben 
den Kontrollen der Anwendung der betrieblichen 
Regelungen haben die Verfahrensweisen zur Planung 
und zum Controlling einen entsprechend hohen Anteil 
am IKS. Mit den wirtschaftlichen Planungsrechnungen 
werden Prognosedaten für einen Zeitraum von acht 

Jahren erhoben. Die Soll-Ist-Vergleiche dazu doku-
mentieren Entwicklungstendenzen von Kosten- und 
Ertragspositionen sowie Risikoschwerpunkten mit 
dem Ziel einer langfristig sinnvollen, der kaufmän-
nischen Vorsicht entsprechender Wirtschafts- und 
Bilanzpolitik. Zur jährlichen Planung gehören neben 
dem detaillierten Wirtschafts- und Finanzplan auch 
die Budgetpläne für Modernisierung und Instandset-
zung, laufende Instandhaltung sowie eine Umsatz- 
und Rentabilitätsplanung des Bauhofes. Zur Überwa-
chung der Einhaltung und zum frühzeitigen Erkennen 
von Risiken dienen monatliche Soll-Ist-Vergleiche und 
deren Auswertung in den Gremien. Das permanente 
Berichtssystem unterstützt das Erkennen von Risiken 
unter anderem mit Analysen des Leerstandes, der 
Objektzustände, der Mitgliederentwicklung und des 
Wohnungs- und Finanzmarktes. Alle Maßnahmen ins-
gesamt dienen dazu, bei erkennbaren Risiken recht-
zeitig Gegenmaßnahmen einleiten zu können.

III. Prognosebericht

Die Anpassung unserer Wohnbestände an derzeitige 
und zukünftige Erfordernisse wird auch in den nächs-
ten Jahren einen nicht unerheblichen Teil der Arbeit 
einnehmen. Dabei gilt es, die vorhandenen Mittel 
gezielt, effektiv und nachhaltig einzusetzen und den 
unterschiedlichen Wohnbedürfnissen unserer Mit-
glieder und Interessenten Rechnung zu tragen. Durch 
einen ausgeprägten Serviceanspruch gegenüber 
unseren Mietern heben wir uns positiv von anderen 
Marktanbietern ab. Die komfortable finanzielle Situati-
on ermöglicht uns auch in Zukunft, geplanten Maßnah-
men zu realisieren und die Genossenschaft insgesamt 
zu Gunsten unserer Mitglieder zu stärken.
Bei fast unveränderten Mieteinnahmen erwarten wir 
vor dem Hintergrund der deutlich höheren Instandhal-
tungskosten für 2020 ein ausgeglichenes Jahresergeb-
nis. Insgesamt haben wir ein eigenmittelfinanziertes 
Investitions- und Instandhaltungsvolumen (Fremd-
kosten) von rund 6,3 Mio. EUR geplant. Die Instandhal-
tungsaufwendungen (Fremdkosten) werden dabei rd. 
5,1 Mio. EUR betragen, was einem durchschnittlichen 
Instandhaltungskostensatz von rd. 19,40 EUR pro m² 
entspricht.
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IV. Chancen- und Risikobericht

Die zurzeit vorherrschenden Bedingungen des 
Wohnungsmarktes in der Stadt Plauen werden sich 
kurzfristig nicht positiv verändern. Sie sind weiterhin 
von der demographischen Entwicklung, der geringen 
Wirtschaftskraft und einem, weiterhin niedrigem 
Lohnniveau geprägt. Das Delta zwischen Geburten 
und Sterbefällen ist weiterhin tief im negativen Be-
reich. 
Das Überangebot an Wohnraum bleibt daher beste-
hen und begrenzt die realisierbaren Mieteinkünfte auf 
ein Minimum. Preissteigerungen auf dem Sektor der 
Instandhaltungsleistungen, fehlende Kapazitäten bei 
den Firmen, Fachkräftemangel in vielen Bereichen und 
das notwendige Umsetzen von gesetzlichen Anforde-
rungen erschweren unsere Arbeit. 
Dennoch sind wir aufgrund unserer guten wirtschaft-
lichen Situation (hohe Liquiditätsreserve, geringe 
Darlehensverschuldung) in der Lage selbständig am 
Markt zu agieren und unsere Bestände sukzessive an 
das aktuelle Nachfrageverhalten und an die Bedürfnis-
se eines älter werdenden Mietermarktes anzupassen. 
Wir sehen unsere Chance vor allem in einer service-
orientierten und kundennahen Betreuung unserer 
Mitglieder, um uns auf diesem Weg von anderen 
Marktteilnehmern zu unterscheiden.

Durch die Corona-Pandemie ergeben sich für Risiken, 
die von uns aktuell nur sehr schwer einzuschätzen 
sind. Umso länger die Ausnahmesituation anhält, des-
to bedeutsamer werden die Risiken für uns sein.

Zu nennen sind Risiken aus der Verzögerung bei der 
Durchführung von Instandhaltungs-, Modernisierungs- 
und Baumaßnahmen verbunden mit dem Risiko von 
Kostensteigerungen und der Verzögerung von geplan-
ten Einnahmen. Darüber hinaus ist mit einem Anstieg 
der Mietausfälle zu rechnen.

V. Risikoberichterstattung über die 
 Verwendung von Finanzinstrumenten

1. Wertpapiere

Das bestehende Wertpapierdepot wird über vertragli-
che Regelungen mit klar definierten Anlagerichtlinien 
zur Minimierung von Risiken der Geldanlage von einem 
Kreditinstitut verwaltet. Ein ausführliches Reporting 
erfolgt zweimal jährlich. Zusätzlich werden die Anla-
gen und die Depotentwicklung regelmäßig innerhalb 
der Kontrollaufgaben des Aufsichtsrates kontrolliert.

2. Geldanlagen

Geldanlagen werden lediglich als Tages- oder Termin-
geld bei den jeweiligen Hausbanken getätigt.

3. Forderungen

Die bestehenden Forderungen (sonstige Vermögens-
gegenstände) sind im normalen Geschäftsablauf 
angefallen. Sie werden kontinuierlich auf Ausgleich 
kontrolliert. Forderungsausfälle in diesem Bereich 
sind nicht zu erwarten. Die ausstehenden Zahlungen 
aus Miete und Nebenkosten sind gegenüber dem 
letzten Jahr fast gleichgeblieben. Wir sind durch unser 
gut funktionierendes Mahn- und Klagewesen in der 
Lage, umgehend auf neu entstehende Forderungen 
zu reagieren und bereits bestehende Außenstände 
möglichst ohne Verluste beizutreiben.

Mietschuldenquote

Diagramm 8: Entwicklung der Mietschuldenquote

  2015 2016 2017 2018 2019

1,40 %

1,20 %

1,00 %

0,80 %

0,60 %

0,40 %

0,20 %
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4. Verbindlichkeiten

Die Dauerfinanzierungsmittel belaufen sich zum 
31.12.2019 auf 24.209 TEUR, davon für Altkredi-
te 4.230 TEUR und für Modernisierungsdarlehen 
19.979 TEUR.
Diese Darlehen werden zu unterschiedlichen Antei-
len durch drei Kreditinstitute finanziert. Vom Darle-
hensbestand sind 37 Prozent Ratendarlehen und 63 
Prozent Annuitätendarlehen.
Zur Reduzierung von Zinsänderungsrisiken sind 
längerfristige Zinsbindungen mit den Darlehensge-
bern vereinbart. Um bei notwendigen Prolongationen 
Klumpen-Risiken zu vermeiden, wurden Zinsbin-
dungsfristen mit unterschiedlichen Laufzeiten ge-
wählt. Es werden keine derivativen Finanzinstrumente 
eingesetzt.

Plauen, den 31. März 2020

Carolin Wolf  Günter Schneider
Vorstandsvorsitzende Vorstand 
   Wohnungswirtschaft 
   und Technik

Bemerkungen des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat hat den Lagebericht der Genossen-
schaft für das Geschäftsjahr 2019 zur Kenntnis genom-
men und billigt denselben.

Der Aufsichtsrat genehmigt auch den vorgelegten 
Jahresabschluss zum 31.12.2019 und empfiehlt der 
Vertreterversammlung dessen Feststellung.

Der Aufsichtsrat beschließt die Einstellung des Jahres-
überschusses in die gesetzliche Rücklage.

Plauen, den 31. März 2020

Rolf Schäfer
Vorsitzender des Aufsichtsrates
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Statistische Angaben zu 2019     
          

      
  2014 2015 2016 2017 2018 2019

Gesamtbestand an Wohnungen 4.603 4.597 4.592 4.567 4.529 4.513

Zahl der Wohngebäude 460 460 460 458 456 455

Zahl der Wohnungsneubezüge 228 273 238 261 279 230

Zahl der Wohnungskündigungen 236 241 263 274 278 236

Zahl der langfristig nicht 575 535 552 551 496 507
vermieteten Wohnungen *      

Höhe der Mietschulden in TEUR 77 68 43 46 76 52

Räumungsklagen wegen  2 4 3 3 5 0
Mietschulden      

Schriftl. Abmahnungen u. 13 14 19 14 20 5
Ermahnungen wegen Störung bzw.     
Verletzung des Hausfriedens      

Räumungsklagen wegen 1 0 0 0 1 0
Störung des Hausfriedens      

Zwangsräumungen durch 0 1 1 0 1 2
Gerichtsvollzieher      

Kündigung der 1 5 1 5 2 3
Mitgliedschaft durch Ausschluss      

Zahl der Mitglieder am Jahresende 4.221 4.253 4.224 4.213 4.215 4.215

*  länger als 3 Monate leerstehend
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  2014 2015 2016 2017 2018 2019Anzahl 
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Entwicklung des 
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Rückblick für das Jahr 2019

1.  Modernisierungen  2.678.490,00 EUR

 1.  Balkonanbau  236.367,41 EUR
 2.  Aufzugneubau 541.172,00 EUR 
 3.  Wärmedämmung 1.554.555,83 EUR
 4.  Stellplätze/Abfallstandorte/Garagen 137.012,96 EUR 
 5.  Heizungsmodernisierung – Brennwerttechnik 209.381,80 EUR

2.  Instandsetzungen  2.029.762,92 EUR

 1.  Dachinstandsetzungen 7.517,84 EUR
 2.  Fassadenreinigung/Treppenhausinstandsetzung 605.318,37 EUR
 3.  Aufzugserneuerung 202.452,95 EUR
 4.  Erneuerungen Heizungsanlagen, Strangventile 49.130,46 EUR
 5.  Erweiterung Abfallstandorte 243.063,96 EUR
 6.  Allgemeine Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten  922.279,34 EUR

3.  Wohnungswechselkosten  3.070.145,56 EUR

Auch im letzten Jahr wurden neben den laufenden Instandhaltungsmaßnahmen wieder umfangreiche 
Baumaßnahmen durchgeführt. Auf den nachfolgenden Bildern haben wir die größten Projekte für Sie 
zusammengestellt. 

■ An den Häusern der Hölderlinstraße 17–21 wurden neue Balkone angebaut. 
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■ An verschiedenen Standorten wurden die Fassaden neu gestaltet.

Instandsetzungen und Modernisierungen 2019
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1. Modernisierungen   1.148.000,00 EUR

 1.  Balkonanbau 262.000,00 EUR
 2.  Aufzugseinbau  480.000,00 EUR 
 3.  Heizungsmodernisierung – Brennwerttechnik  266.000,00 EUR 
 4.  Garagen/Stellplätze/Abfallstandorte  120.000,00 EUR 
 5.  Planungsaufgaben 20.000,00 EUR 

2. Instandsetzungen 2.085.400,00 EUR 

 1.  Fassadenreinigungen und Treppenhäuser  547.500,00 EUR 
 2.  Erneuerung Heizungsanlage und Strangventile 147.000,00 EUR 
 3.  Erneuerung Aufzüge 260.000,00 EUR 
 4.  Instandsetzung Außenanlagen/Abfallstandorte 225.000,00 EUR 
 5.  Allgemeine Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten  905.900,00 EUR 

3. Wohnungswechselkosten  3.645.000,00 EUR 

Ebenso wie in den vergangenen Jahren stehen diese Mittel für die Modernisierungs- und Instandhaltungs-
maßnahmen zu Verfügung, um die nachhaltige Vermietbarkeit und die baulichen Zustände zu erhalten und 
weiter zu verbessern. 

■ restlicher Balkonanbau in der Dr.-Friedrich-Wolf-Straße 42 und 44 

Vorschau für das Jahr 2020
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Instandsetzungen und Modernisierungen 2020

■ Umgestaltung des ehemaligen Spielplatzes in 
der Wilhelm-Goette-Straße

■ neue Fassadengestaltung Marienstraße 8–14; Wettinstraße 2–6, 8–12, 20–24 

■ neue Innenhofgestaltung inkl. Fahrbahn
      Albertplatz/Tischendorfstraße/ 

Straße der Deutschen Einheit

■ Containerstandplatz Erich-Knauf-Straße 2–10; 
Bärenstraße/Windmühlenstraße 

■ Ersatzpflanzungen
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Müllgebühren 
ab 2019 gestiegen

Die Müllgebühren im Vogtlandkreis und auch im 
Bestand der AWG WOHNUNGSGENOSSENSCHAFT 
PLAUEN eG sind ab dem 01.01.2019 deutlich gestiegen. 
Diese, seit Beschluss der neuen Abfallgebührensat-

zung, bestehende Hochrechnung hat sich mit der 
Übersendung der endgültigen Abfallgebührenbe-
scheide durch den Vogtlandkreis für das Kalenderjahr 
2019 im März diesen Jahres bestätigt. Dabei liegt die 
durchschnittliche Steigerung der Abfallgebühren für 
den Wohnungsbestand der AWG WOHNUNGSGENOS-
SENSCHAFT PLAUEN eG bei 29 %. 

Die Festgebühren, die vormals mit 37,74 € pro Person 
zu Buche schlugen, betragen nun 69,00 € pro vermie-
tete Wohnung. Legt man die durchschnittliche Bewoh-

Erfassung der Verbrauchs-
daten für Wasser und Heizung 
mittels Fernauslesung per 
Funksystem

Da uns immer wieder Anrufe zu den Ablesungen für die 
Verbrauchswerte von Wasser und Heizung erreichen, 
möchten wir Ihnen an dieser Stelle die Umstellung von 
der manuellen auf die Fernablesung erläutern. 

Im Jahr 2017 haben wir begonnen, unsere Liegen-
schaften mit Wasserzählern und Heizkostenverteilern 
auszurüsten, die im Zusammenspiel mit den zugehöri-
gen Funknetzwerkknoten und Gateways die Auslesung 
der Verbrauchsdaten für Wasser und Heizung per 
Funktechnik ermöglichen. Für eine Vielzahl von Ge-
bäuden ist dies bereits erfolgt, weitere werden folgen.

Basis der Systeme sind elektronische Heizkostenver-
teiler und Wasserzähler in den Wohnungen, die mit 
Funksendern ausgestattet sind. Für den Mieter ändert 
sich vor Ort nichts. Die Geräte unterscheiden sich 
äußerlich kaum von den Gewohnten. Zählschritte und 
Verbräuche lassen sich nach wie vor direkt ablesen.

Die von den Geräten erfassten Daten werden alle 
4 Stunden an die sogenannten Netzwerkknoten ge-
sendet, die man in den Treppenhäusern auf bestimm-
ten Etagen an der Wand als weiße Kästen sehen kann. 
Über eine mit Mobilfunk vergleichbaren Verbindung 
werden die Daten dann über ein weiteres Gerät im 

Treppenhaus, das Gateway, an den Abrechnungs-
dienst weitergeleitet. Die Datenübertragung erfolgt 
regelmäßig alle 14 Tage oder in besonderen Fällen 
durch direkte Anwahl des Messdienstleisters.

Alle Daten werden verschlüsselt ausgetauscht. Bei 
der Datenübertragung gibt es keine Bezugspunkte, 
die eine Zuordnung auf die Wohnung ermöglichen. 
Nur der Messdienstleister ist in der Lage, die Daten 
zuzuordnen.

Bezüglich der Frage nach elektromagnetischer Ver-
träglichkeit und Elektrosmog sichert der Hersteller zu, 
dass die Grenzwerte der Bundes-Immissionsschutz-
verordnung weit unterschritten werden. Beispiels-
weise haben die funkgestützten Heizkostenverteiler 
und Wasserzähler in der Wohnung des Mieters eine 
Sendeleistung von unter 10 Milliwatt und senden nur 
für wenige Sekunden, verteilt über den Tag. Ein Mobil-
telefon hat eine um bis zu 25-mal höhere Abstrahlung 
und wird außerdem direkt am Körper benutzt. Beim 
Betrieb eines WLAN-Routers, der sicher bei vielen Mit-
gliedern rund um die Uhr betrieben wird, ist von einer 
Sendeleistung von 25 Milliwatt auszugehen.

Durch die Ausstattung unserer Liegenschaften mit 
einer Fernauslesung der Verbrauchsdaten 
erreichen wir für unsere Mitglieder einen höheren 
Wohnkomfort, da die Anwesenheit in der Wohnung zu 
einem bestimmten Ablesetermin nicht mehr erforder-
lich ist. 

Verschiedenes
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neranzahl von 1,60 Personen pro Haushalt zugrunde, 
so ergibt sich eine durchschnittliche Steigerung der 
Kosten von 37,74 € auf 43,19 € pro Kopf, dies entspricht 
einer Steigerung der Festgebühr um durchschnittlich 
14 %. Die Steigerungen weichen jedoch von Liegen-
schaft zu Liegenschaft ab und betragen für einzelne 
Bestände bis zu 60 %. Die Ursachen liegen in der 
Haushaltsgröße begründet: je kleiner die Anzahl der 
Personen pro Haushalt in den betreffenden Liegen-
schaften ist, je stärker steigen die Festgebühren.

Deutlich drastischer sieht es bei den Leistungsge-
bühren aus. Darunter verstehen sich die Gebühren 
für die Bereitstellung und Leerung der Rest- und 
Bioabfallbehälter. Hier liegt die durchschnittliche 
Kostensteigerung bei 46 %. Die teils realisierten Ein-
sparungen beim Restmüllaufkommen sind in dieser 
Kostensteigerung bereits eingeflossen, konnten sie 
aber bei weitem nicht ausgleichen. Die Ursachen für 
die Kostenentwicklung liegen in den deutlich gestiege-
nen Entsorgungskosten für Rest- und Bioabfall. Lagen 
die Kosten im Jahre 2018 noch bei 674,00 € um einen 
Restabfallbehälter mit einem Fassungsvermögen von 

1.100 Litern 14-tägig, also 26-mal im Jahr zu leeren, so 
erhöhten sie sich 2019 auf 1.072,50 €. Dies entspricht 
einer Erhöhung der Leerungsgebühren um 60 % bei 
einer identischen Leistung. Die Steigerungen variieren 
wiederum für die einzelnen Liegenschaften und rei-
chen bis zu einer Verdopplung der Leistungsgebühren.

Auch die Entwicklung der Müllgebühren insgesamt ist 
sehr unterschiedlich. In wenigen Liegenschaften, mit 
teils deutlich reduzierten Restabfallmengen, konnte 
die Gebührensteigerung ausgeglichen und sogar eine 
Einsparung der Müllgebühren erreicht werden. In 
einigen Liegenschaften sind jedoch auch überdurch-
schnittliche Gebührensteigerungen um bis zu 60 % zu 
verzeichnen.

Um die Müllgebühren zu begrenzen, ist es wichtig, die 
Restabfallmenge zu reduzieren. Dazu ist eine konse-
quente Mülltrennung durch alle Mieter erforderlich.

Wir bitten um Beachtung der 
entsprechenden Hausaushänge. 

Veränderte Grundrissvarianten

Nach dem wir in den Jahren 2018 und 2019 bereits die 
Grundrissänderungen in der Hölderlinstraße und dem 
Bautyp P2 vorgestellt haben, geben wir Ihnen dieses 
Jahr einen Einblick in die möglichen und seit vielen 
Jahren praktizierten Wohnungszusammenlegungen 

des Gebäudetyps Q6. Die Nachfrage nach großem und 
dabei trotzdem bezahlbarem Wohnraum ist nach wie 
vor ungebrochen, so dass wir jede Möglichkeit nutzen 
möchten, leer stehende Wohnungen auf einer Etage zu 
einem modernen, großzügigen und familienfreundli-
chen Grundriss zu verändern. 

 1  Wohnzimmer  19,61 m2

 2   Schlafzimmer  14,56 m2

 3   Kind 1  11,62 m2

 4  Kind 2  10,15 m2

 5  Kind 3  12,27 m2

 6   Flur  10,97 m2

 7  Gäste WC  2,95 m2

 8  Bad  6,87 m2

 9 Küche  16,52 m2

 10 Balkon  7,80 m2

  
 Gesamtgröße:  113,32 m2

Neue Grundrisslösungen für den Bautyp Q6  (Layout: Andreas Zipfel)

1
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Fördermöglichkeiten für 
alters- oder gesundheitsbedingte 
Wohnraumanpassungen

Der Wunsch unserer älteren Mieter nach einem 
möglichst langen selbstbestimmten Leben in den 
eigenen vier Wänden führt dazu, dass eine Vielzahl 
von Anfragen nach Wohnraumanpassungen bei uns 
eingehen. Dabei geht es vorwiegend um den Einbau 
von Duschen, im besten Fall sogar barrierearm, um 
die Beseitigung von Schwellen, Verbreiterungen von 
Türen in der Wohnung sowie Haltegriffe an Balkonaus-
tritten und in den Nassbereichen. In vielen dieser Fälle 
konnten wir, wenn auch wegen fehlender Kapazitäten 
im Bereich des ausführenden Handwerks mit Warte-
zeiten verbunden, helfen, die Wohnung an die neuen 
Umstände anzupassen. 
Überwiegend ist der Wohnungsumbau durch Eigen-
mittel zu finanzieren. Es kann aber auch ein Kostenträ-
ger für eine finanzielle Unterstützung zuständig sein. 
Die Frage, welcher Kostenträger für eine Finanzierung 
oder Zuschüsse in Frage kommt, hängt von den Le-
bensumständen jedes Einzelnen ab. Mögliche Kosten-
träger könnten sein: 

– Gesetzliche Unfallversicherung /  
Berufsgenossenschaft

– Rentenversicherung 
– Pflegeversicherung (Krankenkassen)
– Sächsischen Aufbaubank (SAB) – Fördermittel

Nach der Durchführung der Baumaßnahme werden 
die vorher schriftlich vereinbarten anteiligen Moderni-
sierungskosten auf die Miete umgelegt. Mieter mit ei-
ner Pflegestufe haben die Möglichkeit einen Zuschuss 
bei der Krankenkasse zu beantragen und können 
somit den Eigenanteil der Modernisierungskosten um 
bis zu 4.000 € senken. 

Aber auch ohne Pflegestufe gibt es Möglichkeiten 
von Förderprogrammen, welche den Eigenanteil 
der Modernisierungskosten verringern. Mieter mit 
eingeschränkter Mobilität können bei der Sächsischen 
Aufbaubank (SAB) einen Antrag auf Förderung bis 
8.000 € pro Wohnung (maximal 80% der entstandenen 
Ausgaben inkl. Baunebenkosten) beantragen. Bevor 
Sie also planen und Umbaumaßnahmen einleiten, 
sollten Sie sich fachkundig beraten lassen.

In Plauen wurde mit einer altersgerechten Musterwoh-
nung in der Forststraße 35 eine Möglichkeit geschaf-
fen, sich kostenfrei und ortsnah beraten zu lassen 
sowie Unterstützung bei der Planung und Finanzie-
rung zu erhalten. Zahlreiche, den Alltag erleichternde 
Hilfsmittel, wurden dort verbaut und können Ihnen in 
einer individuellen Beratung nähergebracht werden. 
Geöffnet hat die Servicestelle für alters- und pflege-
gerechtes Wohnen vom Landratsamt Vogtlandkreis 
(Musterwohnung) Dienstag von 09:00 Uhr – 12:00 
Uhr und 13:00 Uhr – 16:00 Uhr und Donnerstag von 
09:00 Uhr – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr. 

Die Wohnraumanpassung ist die Alternative für einen 
Umzug in z. B. eine barrierefreie oder behinderten-
gerechte Wohnung oder gar Pflegeeinrichtungen. Sie 
haben die Möglichkeit in Ihrem gewohnten Umfeld zu 
wohnen und die vertraute Wohnung an Ihre individu-
ellen Bedürfnisse anzupassen. Die Wohnung kann mit 
Hilfsmitteln so eingerichtet werden, dass eine selbst-
ständige Haushaltsführung auch mit Beeinträchtigun-
gen möglich ist.
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Not- und Havariedienst – 
wir sind auch außerhalb der 
Geschäftszeiten für Sie da. 
                                     
Mit einer Vielzahl an Serviceleistungen erleichtert die 
AWG Ihren Mietern den Alltag. Plötzlich auftretende 
Schäden, deren Beseitigung bzw. provisorische Repa-
ratur umgehend erforderlich ist, können Sie bei einer 
Havarienummer melden. Gemeint sind damit Schäden 
an den baulichen und technischen Anlagen (Wasser, 
Abwasser, Elektro- und Gasleitungen) die eine unmit-
telbare Gefährdung der Mieter, der Gebäudesubstanz 
oder Zerstörung von Sachwerten darstellt.

Was im Falle eines Schadens zu tun ist, hängt in erster 
Linie von der Art und Weise des Schadens ab. Duldet 
die Reparatur keinen Aufschub, ist der Havariedienst 
unter der 03741/134133 anzurufen. Dort bekommen 
sie die Auskunft, wie in der Situation zu handeln ist 
oder an welche Fachfirma das Problem zur Schadens-
beseitigung bzw. Notreparatur weiter geleitet wird. 
Oft ist es schwierig für Mieter einzuschätzen, ob es 
sich um eine wirkliche Havarie handelt oder um einen 
Schaden , der für eine gewisse Zeit hinzunehmen ist 
und am nächsten Werktag behoben werden kann.

Zu einer Havarie zählt:
Wasserversorgung
–  kompletter Ausfall der Wasserversorgung
–  Rohrbruch an Wasser- und Abwasserleitungen
–  defekte Ventile mit erheblichem Wasseraustritt

Elektroversorgung
–  Stromausfall in der gesamten Wohnung oder dem 

gesamten Haus (Sicherungen vorher prüfen)
– Leitungskurzschluss/Kabelbrand
– Brände oder Schmoren von Verteilerdosen

Sonstiges
–  Sturmschäden (Herabstürzende Bauteile  

von Dächern und Fassaden)
– Überschwemmungen
– Verstopfungen von Grundleitungen oder  

Fallsträngen
– Gasgeruch in der Wohnung, im Treppenhaus oder 

im Keller
– Vandalismus, Feuer oder Gefahr für Menschenleben
– Totalausfall der Heizungsanlage
– Schäden an der Aufzugsanlage

Was ist keine Havarie und hat bis zum nächsten 
Werktag Zeit:
– tropfende Wasserhähne
– verstopfte Abflüsse an Handwaschbecken, Spülen 

und der Badewanne
– einzelne defekte Lichtschalter, Steckdosen und 

Relais
– leicht tropfende Ventile
– Funktionsstörungen am Spülkasten
– einzelne Heizkörper werden nicht warm
– schwer gängige Fenstergriffe

Notöffnungen an Schlössern zur eigenen Wohnungstü-
re sind generell Mietersache!

Bitte übergeben Sie möglichst genaue Informationen 
an den Havariedienst. Nötige Daten sind u. a. Name, 
Straße, Hausnummer, Etage, Telefonnummer und der 
Grund Ihrer Meldung. Die AWG bittet Sie außerdem um 
Mithilfe zur Schadensminimierung. Liegt beispielswei-
se ein Rohrbruch vor, schließen Sie bitte umgehend 
das Absperrventil in Ihrer Wohnung oder im Keller.

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

Bitte fordern Sie den Notdienst nur in wirklich drin-
genden Fällen an – wenn unmittelbare Gefahren 
oder Schäden in den Wohnungen oder Gebäuden 
drohen. Bei Kosten, welche durch ungerechtfertig-
te Einsätze entstehen, behalten wir uns vor, diese 
dem Auftraggeber in Rechnung stellen.
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Das WC ist keine Mülltonne!

Was haben Bockwürste und Kontoauszüge gemein-
sam? Die Antwort auf diese Frage ist so überraschend 
wie unglaublich. Beides wurde vor einiger Zeit bei der 
Auflösung einer Verstopfung im Abwasserkanal einer 
unserer Liegenschaften vorgefunden. Die Kontoauszü-
ge zerkleinert, die Bockwurst im Ganzen.

Dieser vorgefundene Zustand ist, bei allem Humor, Teil 
eines ernst zu nehmenden Problems beim Umgang 
mit den Abwasseranlagen in unseren Liegenschaften, 
der zu häufig auftretenden Unannehmlichkeiten, Ärger 
und letztlich auch vermeidbaren Kosten für die Genos-
senschaft führt. Zum Teil aus Unwissenheit wohl aber 
auch aus Bequemlichkeit werden in die Toilette Ge-
genstände, Müll, Medikamente oder auch Schadstoffe 
geworfen, die nicht dort hineingehören. Wir möchten 
Ihnen im Nachfolgenden Hinweise dazu geben, was 
nicht in der Toilette entsorgt werden darf und sowohl 
bei der Genossenschaft als auch bei der Abwasserauf-
bereitung zu erheblichen Problemen führt. 

– Feucht- und Toilettentücher – Aufgrund ihrer 
Reißfestigkeit zersetzen sich diese Tücher im 
Wasser nicht und können sich so im Abwassernetz 
ablagern und zu Verstopfungen führen.

– Slipeinlagen, Binden, Tampons, Windeln, Zell-
stoff, Wattestäbchen, Kondome, Scheuer- und 
Putzlappen, Katzenstreu – Alle diese Gegenstän-
de führen zu Verstopfungen und gehören in den 
Restmüll.

– Flaschenverschlüsse, Korken, Zigarettenkip-
pen – Diese Abfälle sind im Restmüll oder im Gel-
bem Sack zu entsorgen.

– Speisen- und Küchenabfälle – führen zu Verstop-
fungen und locken Ratten an, deshalb haben Sie im 
Abwasser nichts zu suchen.

– Speiseöl, Frittier- und Bratfett – lagern sich in 
den Abwasserrohren ab und bauen damit Verstop-
fungen auf – sie müssen, wenn sie abgekühlt sind, 
im Restmüll entsorgt werden.

– Medikamente und Drogen – Diese Stoffe erschwe-
ren die biologische Abwasserreinigung und können 
z.T. auch in modernen Kläranlagen nicht ganz ent-
fernt werden, so dass sie wiederum in die Umwelt 
oder sogar ins Trinkwasser gelangen können. Die 
Entsorgung muss über die Apotheken oder auch 
Schadstoffsammelstellen erfolgen.

– Farben, Verdünner, Pflanzenschutzmittel, 
Kosmetikreste, Nagellackentferner – Abwasser-
leitungen und -anlagen können durch diese Stoffe 
angegriffen werden, sie sind außerdem schädlich 
für die Mikroorganismen, die an der biologischen 
Abwasserreinigung beteiligt sind. Bei der Entsor-
gung sind die Hinweise der Hersteller zu beachten. 
In der Regel muss die Entsorgung über Schadstoff-
sammelstellen erfolgen.

Von der falschen Entsorgung der oben genannten 
Gegenstände in den Toiletten ist die Genossenschaft 
unmittelbar bei der Beseitigung von Rückstau und Ver-
stopfungen sowie Reparaturen an Abwasserleitungen 
betroffen. Wir bitten Sie auf eine sachgerechte Nut-
zung der Anlagen zu achten und damit den Geldbeutel 
der Genossenschaft aber auch die Umwelt zu schonen 
und bedanken uns für Ihr Verständnis.
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Einmischen oder nicht?

Also… wenn Schreie aus der Nachbarwohnung 
ertönen, dann kann es sein, dass »Tatort« läuft. Aber 
vielleicht würgt Herr N. wirklich seine Frau. Oder 
beide schreien vor Vergnügen – warum dann aber 
»Hilfe, Hilfe«? Vielleicht ist ein überraschter Einbrecher 
zugange? Die Schreie dauern an, werden schriller. 
Was mach ich denn nun? Zieh ich mir die Decke über 
den Kopf und schlaf wieder ein? Klopf ich an die Wand 
und schrei »Ruhe!«? Geh ich rüber und frag, was los 
ist? Dann krieg ich entweder auch eins über den Kopf, 
oder man bedeutet mir, mich nicht einzumischen in 
eheliche Angelegenheiten. Soll ich die Polizei anrufen? 
Ausgerechnet ich. Ausgerechnet die Polizei. Und wenn 
die kommt? Dann hab ich mit denen nebenan lebens-
lang Krach. Bringt der (wer?) die Frau aber um, dann 
bin ich dran wegen unterlassener Hilfeleistung. Ja, 
verdammt noch mal, was denn nun?

Nur 36 Prozent meiner Landsleute würden ohne langes 
Zögern nachsehen, was los ist – Allensbach-Umfrage 
1988. Was sind das für Leute? Besonders Couragier-
te, besonders Neugierige, Aufdringliche, Hilfsbereite 
oder alles Wichtigtuer? 84 Prozent würden einem 
Ohnmächtigen auf der Straße sofort helfen. Sagen 
sie. Ich glaube daran nicht so recht, denn schneller als 
»ohnmächtig« denkt sich das Wort »besoffen«, »Pen-
ner«, da liegt der nun am hellen Tag herum, Schande, 
das. Weitergehen. Wer würde ohne Zögern die Polizei 
verständigen, wenn er Zeuge eines Verbrechens 
wurde? Angeblich 78 Prozent. Aber dazu gehören nicht 
junge Leute unter dreißig – deren Polizeibild ist nicht 
positiv genug. Und einen Warenhausdieb anzeigen, 
festhalten? Ach du lieber Gott – die Firmen sind doch 
versichert, was soll ich mich da groß einmischen!

Tja, schwierige Frage, wo das Einmischen aufhört 
und die Pflicht des Staatsbürgers und Mitmenschen 
anfängt, wie weit man Angst haben darf oder Zivilcou-
rage haben muss, weggucken kann oder hinspringen 
muss, wenn es in der U-Bahn eine Keilerei gibt. Wir 
kennen ja die Horrormeldungen aus der Zeitung, dass 
alle Autofahrer an einem Erfrierenden oder Überfalle-
nen vorbeifahren. Wir kennen auch die Meldung, dass 
einer aus Mitleid jemanden bei Regen mitnimmt und 
ausgeraubt wird.

Hilfsbereite gute Menschen sollen wir sein, pflichtbe-
wusst und anständig. Und wir schauen in die Höhen 
der Macht, wo Herren sitzen, die krumme Gift- und 
Waffengeschäfte machen und als Vorbild so gar nicht 
taugen, sondern uns Korruption, Eitelkeit, Egoismus 
und Niedertracht mehr vorleben als Menschlich-
keit und Kühnheit. Woher soll’s kommen, alles aus 
dem eigenen inneren Ethos und gegen den inneren 
Schweinehund? Wir kennen nicht mal die Namen 
unserer Nachbarn in den Hochhäusern, aber wenn 
sie schreien – rennen wir rüber und helfen? Ich mein, 
ich seh’s schon. Wir verrohen parallel zu dem Zustand 
unserer Politik, unserer Umwelt, unserer Kultur, 
unserer Filme, und es wundert mich immer, wenn wer 
wem hilft – mich wundert nie das Gegenteil, das halte 
ich schon für »normal«. Im Kölner Zoo wurde einmal 
ein Pfleger von einer wildgewordenen Elefantenkuh 
fast totgetreten. Seine Kollegen retteten ihn, indem 
sie den Elefanten mit Spatenschlägen ablenkten. Vorm 
Gitter standen Zoobesucher und schrien: »Tierquäler!« 
Zeigen wir die jetzt an, wg. Gesinnung?

Elke Heidenreich
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Organigramm

Stand 12.03.2020

Ausschüsse

Finanzausschuss / Bauausschuss /
Kontrollausschuss allgemein / Marketingausschuss
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Wohnungswirtschaft
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Mitgliederwesen
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Claudia Jahn 
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Personalwesen
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Brit Klöppner
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Carolin Wolf
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Treppenhauslauf – der Zweite

Zum zweiten Mal orga-
nisierten wir in unserem 
11-Geschosser in der Dr.-
Karl-Gelbke-Straße 2 diese 
sportliche Veranstaltung. 
Trotz Dauerregen hatten 
die 39 Starter ihren Spaß. 
Alle Altersgruppen ließen 
sich für diese Herausforde-
rung begeistern. Es gab je-

weils fünf Wertungskategorien weiblich und männlich. 
Die jüngste Teilnehmerin war gerade mal 4 Jahre, der 
älteste Teilnehmer 63 Jahre alt. 

Zu den Gewinnen für die Platzierten, erhielten alle 
Teilnehmer ein Starterset, eine Teilnehmer-Erinne-
rungsmedaille und eine Finisher-Urkunde.

Das entrichtete Startgeld in Höhe von 200€ kam zwei 
vogtländischen Vereinen zugute. Dafür danken wir 
allen Teilnehmern!

Aufgrund der aktuellen Beschränkungen musste der 
für dieses Jahr bereits geplante Treppenhauslauf 
ausfallen. Trotzdem wollen wir auf jeden Fall diese 
Veranstaltung fortführen und informieren Sie, sobald 
ein neuer Termin feststeht. 

Blutspende in der AWG

Schenke Leben, spende Blut.

Mit einer Blutspende an das DRK kön-
nen bis zu drei Leben gerettet werden. 
In Deutschland werden pro Tag bis zu 
15.000 Blutspenden zur Behandlung 
in den Kliniken benötigt. 

Wir möchten einen kleinen Anteil dazu beitragen, die-
sen Bedarf zu decken. Dafür haben wir im letzten Jahr 
unser Firmengelände zwei Mal für den DRK Blutspen-
debus zur Verfügung gestellt.

Insgesamt waren an beiden Tagen 50 Personen bereit 
ihr Blut zu spenden. Wir danken auf diesem Wege 
nochmals allen Spendern und hoffen auf eine ebenso 
große Teilnehmerzahl bei den nächsten Terminen.

Der nächste Blutspendetermin findet auf unserem 
Firmengelände am 03.11.2020 von 14–18 Uhr statt. 

HELFEN SIE MIT! SPENDEN SIE BLUT!
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AWG in Concert 

Am 20.06.2019 hieß es nun schon zum 3. Mal „AWG in 
Concert” in unserem Innenhof an der Haselbrunner 
Straße. 

Weit über 500 Besucher durften wir an diesem Abend 
bei uns begrüßen. Zur Musik von Liedgitarrist Mario 
Scherzer und Schlagzeuger Kalle Schmied tanzten 
auch unsere kleinen Besucher. 

Als Veranstalter wurden wir mit einem warmen Som-
merabend belohnt und konnten mit unseren Besu-
chern diese schöne Veranstaltung genießen. Vorberei-
tet wurde alles von unseren Mitarbeitern selbst und 
war bis auf das kleinste Detail liebevoll abgestimmt.

Zu unserem „AWG in Concert” ehrten wir den 400. 
Neumieter. Die Eltern Jeanette und Frank Scheiter 
kamen stellvertretend für ihre Söhne Tommy und 
Tim Scheiter. Und weil dieser im Aktionszeitraum des 
„Mitglieder werben Mitglieder”-Projektes der 400. 
Neumieter der Genossenschaft ist, gab es die doppelte 
Prämie, sowie Blumen und Sekt.

Wir sind sehr traurig darüber, dass wir unser geplantes 
4. Hofkonzert in diesem Jahr aufgrund der aktuellen 
Situation nicht stattfinden lassen können. Aber die 
Gesundheit aller geht nun mal vor und wir werden 
diese Veranstaltung auf jeden Fall nachholen und 
hoffen sehr, Sie alle dort gesund und munter begrüßen 
zu dürfen.
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AWG Herbstfest 2019

Erstmals haben wir am 14.09.2019 für unsere Mieter 
und Mitglieder ein gemeinsames Herbstfest veranstal-
tet. 

Für unsere kleinen und großen Wanderfreunde gab es 
zusätzlich eine geführte und eine ungeführte Wan-
derstrecke bei schönstem Sonnenschein mit einem 
kleinen Zwischenstopp.

Währenddessen wurde auf dem AWG-Gelände bereits 
der Grill bestückt und Kaffee und Kuchen standen 
bei Rückkehr der Wanderer auch bereit. Auch an 
unsere kleinen Besucher war gedacht, sie konnten 
sich die Zeit u. a. auf der Hüpfburg vertreiben. Wie 
immer war die gesamte Veranstaltung komplett von 
unserem Marketingteam geplant und vorbereitet und 
alle Mitarbeiter der AWG steuerten selbstgebackenen 
Kuchen bei und waren den gesamten Tag mit vor Ort, 
um zu helfen, aber auch um mit unseren Mietern ins 
Gespräch zu kommen.

Der kulturelle Höhepunkt war der Auftritt des 
Vogtlandecho’s. Sie verstanden es auf ihre gewohnt 
originelle Art und Weise, den Besuchern einen un-
terhaltsamen Nachmittag zu gestalten und sie zum 
Mitmachen zu animieren.

Gerne würden wir diese Veranstaltung auch weiterhin 
anbieten und eine weitere war auch schon für die-
ses Jahr für Mitte September in Planung. Aber leider 
werden wir auch darauf verzichten und alle Wanderer 
und Herbstfestbesucher auf einen späteren Termin 
vertrösten müssen.
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Weihnachtsspende 2019

Das Jugendzentrum Oase e. V. entstand Mitte der 
1980er Jahre mit dem Bau des größten Plattenbauge-
biets Plauens – dem Chrieschwitzer Hang. Nach der 
politischen Wende in Deutschland wurde die Einrich-
tung geschlossen.
Anfang der 1990er Jahre bemühte sich der „Jugend-
ring Plauen“ e. V. um die Wiedereröffnung und über-
nahm dann von 1991 bis 1998 die Trägerschaft. 1998 
wurde die Trägerschaft an den eigens gegründeten 
Verein, den „OASE“ e. V. übertragen.

Wir unterstützten diesen Verein mit unserer Weih-
nachtspende in Höhe von 500,00 €.

Der OASE e.V. bietet Jugendlichen die Möglichkeit, 
ihre freie Zeit gemeinsam zu gestalten, öffnet ihnen 
einen sozialen Raum für Begegnung, Geselligkeit und 
Bildung.

Schwerpunkte sind das Erlernen demokratischer 
Verhaltensweisen und die Entwicklung selbstkompe-
tenter Fähigkeiten. Dazu werden zahlreiche Mitgestal-
tungsprojekte initiiert.

Schon gewusst?
Wohnungsbauprämie (WOP)

Was ist eine Wohnungsbauprämie?

Sie ist eine staatliche Subvention.
Alle in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtigen 
Personen ab 16 Jahren, wenn sie prämienbegünstig-
te Aufwendungen leisten und Einkommensgrenzen 
nicht übersteigen, können eine Wohnungsbauprämie 
beantragen.

Was bedeutet die Wohnungsbauprämie für mich als 
Mitglied der AWG?

Unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen kön-
nen Ihre im letzten Jahr eingezahlten Geschäftsanteile 
prämienbegünstigt sein.

Was müssen Sie tun?

Fragen Sie bei unserer Mitarbeiterin für Mitgliederwe-
sen nach Ihrem Antrag auf Wohnungsbauprämie. Dort 
erhalten Sie Informationen und Ihre Unterlagen, die 
Sie vollständig ausgefüllt wieder bei uns abgeben. Wir 
leiten Ihren Antrag an das Finanzamt zur Prüfung wei-
ter. Bei einem positiven Bescheid wird die Wohnungs-
bauprämie Ihrem Geschäftsguthaben gutgeschrieben.

Wann bekommen Sie die Prämie?

Die Prämie wird nach Ausscheiden des Genossen-
schaftsmitgliedes ausgezahlt. Dies ist nur durch Kündi-
gung der Mitgliedschaft möglich.

Bild gestaltet mittels Fingerabdrücken von Kindern und 
Jugendlichen im Jugendzentrum OASE 
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Verband Sächsischer 
Wohnungsgenossenschaften e. V.
– Gesetzlicher Prüfungsverband –

Zusammengefasstes Prüfungsergebnis

Wir fassen das Ergebnis unserer gesetzlichen Prüfung 
nach § 53 GenG wie folgt zusammen.

Unsere Prüfung umfasst danach die Feststellung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse und der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung. Dazu sind die 
Einrichtungen, die Vermögenslage sowie die Ge-
schäftsführung der Genossenschaft, zu prüfen. Die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse erfolgt 
unter Einbeziehung des in der Verantwortung des 
Vorstandes aufgestellten Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Die Verantwortlichkeit der gesetzlichen 
Vertreter der Genossenschaft sowie die Verantwort-
lichkeit des Aufsichtsorgans werden durch unsere 
Prüfung nicht eingeschränkt. Der Jahresabschluss und 
ggf. der Lagebericht unterlagen dabei einer Prüfung 
unter entsprechender Anwendung von § 316 Abs. 3, 
§ 317 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2 HGB.

Grundsätzliche Feststellungen

Zweck der Genossenschaft ist nach § 2 Abs. 1 der 
Satzung die Förderung ihrer Mitglieder vorrangig 
durch eine gute, sichere und sozial verantwortbare 
Wohnungsversorgung. Der in der Satzung genannte 
Unternehmensgegenstand ist mit dem Förderzweck 
der Mitglieder gemäß § 1 GenG vereinbar. Im Rah-
men unserer Prüfung haben wir festgestellt, dass 
die Genossenschaft mit ihrer im Prüfungszeitraum 
ausgeübten Geschäftstätigkeit ihren satzungsmäßigen 
Förderzweck gegenüber den Mitgliedern verfolgt hat. 
Ende 2019 bewirtschaftet die Genossenschaft einen 
Immobilienbestand von 4.510 Wohnungen und zehn 
Gewerbeeinheiten.

Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
unter Einbeziehung von Buchführung, Jahresab-
schluss (und Lagebericht)

Die Buchführung entspricht den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung sowie den ergänzenden Bestimmungen 
der Satzung. Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 ent-
spricht den gesetzlichen Erfordernissen. Der Lagebe-

richt entspricht den gesetzlichen Anforderungen und 
stellt die Situation der Genossenschaft zutreffend dar.

Die Vermögens- und Finanzlage der Genossenschaft 
sind geordnet. Den langfristig gebundenen Vermö-
genswerten von Mio. € 109,3 stehen mit Mio. € 119,5 
langfristige Finanzierungsmittel gegenüber. Die 
Zahlungsfähigkeit war im Geschäftsjahr 2019 gewähr-
leistet. Auch in der Fortschreibung der Geschäftsent-
wicklung ergibt sich eine ausreichende Liquidität.

Im Geschäftsjahr 2019 entstand ein Jahresüberschuss 
von Mio. € 1,0 (Vorjahr: Mio. € 0,9) bei einem Über-
schuss aus der Hausbewirtschaftung von Mio. € 0,9 
nach Mio. € 1,2 im Vorjahr. Die Abnahme des Hausbe-
wirtschaftungsergebnisses resultiert dabei insbeson-
dere aus gestiegenen Instandhaltungskosten. Denen 
standen ein betragsmäßig geringerer Anstieg der Net-
tomieterlöse bzw. eine Abnahme der Zinsaufwendun-
gen gegenüber. Das Hausbewirtschaftungsergebnis ist 
durch überwiegend leerstandsbedingte Erlösschmä-
lerungen und nicht umlagefähige Betriebskosten von 
zusammen Mio. € 2,0 belastet. Die Instandhaltungs-
kosten betrugen im Jahr 2019 durchschnittlich € 18,30 
je m² Wohn-/Nutzfläche. 

Außerhalb der Hausbewirtschaftung ergab sich im 
sonstigen Bereich ein Fehlbetrag von Mio. € 0,1 ein 
positives Zinsergebnis von Mio. € 0,3.

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung

Unsere Prüfungshandlungen haben ergeben, dass 
Vorstand und Aufsichtsrat ihren gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Verpflichtungen ordnungsgemäß 
nachgekommen sind.

Die Mitgliederliste enthält die nach § 30 GenG erfor-
derlichen Angaben.

Dresden, den 1. April 2020

Verband 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e. V.

Prof. Dr. Hillebrand Gerber
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer
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Änderungen bei Ihren Vertretern

Seit der letzten Vertreterversammlung haben sich in 
der Zusammensetzung unserer Vertreter folgende 
Veränderungen ergeben:
Beendet haben ihre Tätigkeit als Vertreter Herr Ger-
hard Clasen und Herr Klaus Schmidt. Neu als Vertre-
ter fungieren Herr Tobias Melchner und Frau Karin 
Wagner.

Wohnungsbestand

Im vergangenen Jahr hat sich unser Wohnungsbe-
stand nur geringfügig verändert. Aus diesem Grund 
verzichten wir auf den Abdruck der Wohnungsbe-
standsliste.
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Die demokratisch gewählten Vertreter sind mit der 
Vertreterversammlung neben Aufsichtsrat und Vor-
stand das wichtigste Organ der Genossenschaft und 
Bindeglied zwischen den Mitgliedern und der Verwal-
tung. Die Zuständigkeit der Vertreterversammlung ist 
in unserer Satzung im § 34 geregelt. 

Stellung der Vertreter
Die Vertreter sind dem Gesamtwohl der Wohnungsge-
nossenschaft verpflichtet. Somit können sie keine Wei-
sungen von den Wählern ihres Wahlbezirks erhalten. 
Die Vertreter sind auch unabhängig von Weisungen 
und Aufträgen der Mitglieder allgemein. Allein die Inte-
ressen der Wohnungsgenossenschaft als Gesamtheit 
sind bei ihren Entscheidungen zu vertreten.
Grundsätzlich üben die Vertreter ihre Rechte in der 
Vertreterversammlung aus. Die Vertreter haben ein 
alleiniges Mandat aller Mitglieder. Sie sind an Weisun-
gen einzelner Mitglieder nicht gebunden. 

Rechte und Pflichten
Die Rechte der Vertreter werden grundsätzlich in der 
Versammlung ausgeübt. Hierzu gehört das Teilnahme-
recht an der Versammlung. Mit dem Teilnahmerecht 
verbunden ist ein allgemeines Rederecht zu Punk-
ten der Tagesordnung. Dieses Rederecht dient der 
Meinungsbildung in der Versammlung auch durch die 
Äußerung von Bedenken, Kritik, Empfehlungen oder 
Anregungen.

Das Auskunftsrecht kann grundsätzlich nur in der 
Vertreterversammlung ausgeübt werden. Es darf 
nicht eingeschränkt werden, soweit Auskunft für 
eine sachgemäße Beurteilung notwendig ist. Das 
Auskunftsrecht kann sich auf alle Angelegenheiten 
der Wohnungsgenossenschaft beziehen; regelmäßig 
betrifft es allerdings die zur Verhandlung stehenden 
Tagesordnungspunkte.
Neben der Pflicht zur Wahrnehmung der genossen-
schaftlichen Allgemeininteressen hat ein Vertreter 
weitere Pflichten. Hierzu gehört auch die Mitwirkungs-
pflicht an der Versammlung. Sie beinhaltet die persön-
liche Teilnahme an der Sitzung und Sie erhalten dafür 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 50,00 €.

Werden Sie Vertreter und nutzen Sie Ihr 
Mitbestimmungsrecht!

Gerne nehmen wir auch 
weitere Vorschläge für 
Kandidaten entgegen. 
Sollten Sie Fragen rund um 

das Vertreteramt oder die bevorstehende Wahl haben, 
wenden Sie sich bitte in unserer Genossenschaft an 
Frau Jeannine Ammon:
Email:  info@awg-plauen.de
Telefon: 03741 40415-0

ca. 4.200
Mitglieder

wählen 
die Vertreter

Aufsichtsrat
bestellt, berät 

und überwacht 
den Vorstand

Vorstand
leitet die 

Genossenschaft

Vertreter-
versammlung

(ca. 60 Vertreter)
wählt den 

Aufsichtsrat

Vertreterwahl 2021
Wer will dabei sein?


